
Das Kabinett hat diese Woche die Finanzplanung bis 
2023 beschlossen. Der Deutsche Bundestag wird im 
September 2019 die mittelfristige Planung von 2019 
bis 2023 beraten und im November verabschieden.

Der Anstieg für 2020 von aktuell 43,2 Milliarden auf 
45,1 Milliarden ist jedoch lediglich moderat. In den Fol-
gejahren bis 2023 fällt die Planungskurve wieder ab. 
Das wird den vor uns liegenden Herausforderungen in 
keiner Weise gerecht. Dessen ist sich auch die SPD be-
wusst. Ich habe bereits mehrfach deutlich gemacht, 
dass der Finanzminister sich zugunsten der Verteidi-
gung bewegen muss. So 
haben wir es auch im Ko-
alitionsvertrag verein-
bart. Alles andere 
gefährdet die Sicherheit 
unseres Landes.

Die Bundeswehr 
braucht das Geld drin-
gend für die Digitalisie-
rung, für die Sanierung 
ihrer Gebäude und für 
den Ausbau der Infra-
struktur. Sie muss altes 
Material gegen neues 
tauschen. Auch müssen 
wir wichtige Beschaf-
fungsvorhaben angehen 
- wie die des taktischen 
Luftverteidigungssystems, des Mehrzweckkampfschiffs 
180 oder des schweren Transporthubschraubers. Dies 
alles ist keine Aufrüstung, sondern notwendige Ausrüs-
tung. Nur so können wir unsere Bundeswehr für die ge-
stiegenen Anforderungen einsatzbereit machen.

Die Menschen unseres Landes haben einen An-
spruch auf eine glaubwürdige Sicherheitspolitik, die sie 
schützt. Wir müssen den Bürgern und den Soldaten das 
Vertrauen in die Leistungsfähigkeit ihrer Bundeswehr 
zurückgeben. Hierfür müssen wir bereit sein, deutlich 
mehr Geld in Hand zu nehmen.

Sicherheitspolitisch stehen wir seit Jahren im strö-
menden Regen. In unserer direkten Nachbarschaft 
zieht sich ein Krisenbogen von Nordafrika über Syrien 
bis hinauf nach Russland, das nach alter Größe strebt, 
massiv aufrüstet, fremde Staatsgebiete besetzt und 
sich in militärischen Drohgebärden übt.

Im pazifischen Raum 
bringt sich ein zunehmend 
offensiv agierendes China in 
Stellung, um eine geopoliti-
sche Vormachtstellung zu 
übernehmen. Abgesehen von 
als singulär wahrgenommen Ereignissen wie der 
Flüchtlingskrise bemerken die Bürger unsers Landes 
und große Teile der Politik aber nichts von dem Unwet-
ter.

Der Grund dafür ist, dass wir mit der NATO inklusi-
ve den USA einen star-
ken Regenschirm über 
uns haben, der uns bis-
lang zuverlässig vor 
den Auswirkungen des 
Unwetters schützte. 
Übersetzt in die Spra-
che des Militärs sind 
das leistungsfähige 
konventionelle Streit-
kräfte, aber auch eine 
nukleare Abschre-
ckung.

Bei der NATO ha-
ben wir verbindlich an-
gemeldet, bis 2024 
1,5% vom Bruttoin-
landsprodukt für Ver-

teidigung auszugeben. Damit bleiben wir bereits hinter 
unserer Zusage zurück, konkret auf das 2% Ziel hinzu-
arbeiten. Aber mit der vorliegenden Finanzplanung 
steigen wir 2020 von aktuell 1,35% lediglich auf 1,37%. 
Danach sinken unsere Planungen bis 2023 bis auf 
1,25% ab. Für die stärkste Wirtschaftsmacht Europas 
wäre das ein Armutszeugnis und würde auch der Ver-
antwortung nicht gerecht, die wir innerhalb unserer 
Wertegemeinschaft tragen. 
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Aus dem Inhalt

Die Bundeswehr braucht in der mittelfristigen Finanzplanung 
mehr Geld!                                                                                                            Foto: Christiane Lang   
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Neues aus dem

Bundestag
Regierungserklärung durch die Bundeskanzlerin 

zum Europäischen Rat am 21. und 22. März 2019 in 

Brüssel. Wir beraten die Regierungserklärung der Bun-
deskanzlerin zum Gipfeltreffen des Europäischen Rates. 
Der Schwerpunkt wird dabei wie oben ausgeführt auf 
wirtschaftlichen Themen des EU-Binnenmarktes sowie 
den neuesten Entwicklungen beim Brexit liegen. Au-
ßerdem werden die Weichen für die künftige europäi-
sche Klimapolitik im Einklang mit den Klimazielen von 
Paris gestellt sowie der EU-China Gipfel am 9. April 
2019 inhaltlich vorbereitet. 

Ein deutsch-französisches Parlamentsabkommen 

– Für eine verstärkte parlamentarische Zusammenar-

beit. Die Parlamente Deutschlands und Frankreichs, 
der Deutsche Bundestag und die Assemblée Nationale, 
schließen ein eigenes Abkommen ab. Sie wollen damit 
die deutsch-französische Zusammenarbeit im Bereich 
der Legislative ausbauen. 56 Jahre nach der Unterzeich-
nung des Elysée-Vertrags und mit Bezug auf den im Ja-
nuar von den Regierungen Deutschlands und 
Frankreichs gezeichneten Aachener Vertrag werden die 
Parlamente so ihrer Verantwortung für die Freund-
schaft der beiden Staaten gerecht. Die regelmäßige Ar-
beitsbeziehung soll künftig etwa intensiviert werden. 
Zu diesem Zweck wird eine eigene deutsch-französi-
sche Kammer aus Abgeordneten aus Berlin und Paris 
gebildet, die mindestens zweimal jährlich zusammen-
tritt. Dort sollen alle bilateralen Themen gemeinsam 
erörtert werden ohne verbindliche Beschlüsse zu fas-
sen. Das Abkommen reagiert auf diese Weise auf die 
zunehmend internationaler werdenden Problemstel-
lungen. Es ist zugleich ein Bekenntnis zur deutsch-fran-
zösischen Freundschaft.

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-

scher Streitkräfte am NATO-geführten Einsatz Reso-

lute Support für die Ausbildung, Beratung und 
Unterstützung der afghanischen nationalen Verteidi-
gungs- und Sicherheitskräfte in Afghanistan. Dieses 
Mandat sieht die fortgesetzte deutsche Beteiligung an 
der NATO-geführten internationalen Mission „Resolute 
Support“ vor. Zugleich wird Deutschland auch weiter-
hin Führungs- und Rahmennation im Norden Afghani-
stans bleiben. Um dem gesamten Aufgabenspektrum 
wie etwa den Unterstützungsmaßnahmen für die deut-
schen Auslandsvertretungen oder die Ausbildungsleis-
tungen in Kundus weiter gerecht zu werden, verbleibt 
die Obergrenze des Mandats auf dem bisherigen Ni-
veau von 1.300 Soldaten. Das Mandat läuft bis zum 31. 
März 2020. Die bevorstehende Mandatsverlängerung 
dient auch dazu, ein sicheres Umfeld zu gewährleisten, 
dass das friedliche Abhalten von Präsidentschaftswah-
len im Sommer 2019 ermöglicht. Diese sind ein weite-
rer wichtiger Schritt zur Konsolidierung in Afghanistan. 
Der Einsatz der Bundeswehr bettet sich nach wie vor in 
einen internationalen Gesamtansatz ein, der militäri-

sches, diplomatisches und entwicklungspolitisches 
Handeln verzahnt.

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-

scher Streitkräfte an der NATO-geführten Maritimen 

Sicherheitsoperation SEA GUARDIAN im Mittelmeer. 
Wir beraten den Antrag der Bundesregierung zur Fort-
setzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-
kräfte an der NATO-geführten Maritimen 
Sicherheitsoperation SEA GUARDIAN. Das Mandat soll 
bis zum 31. März 2020 verlängert werden, und die per-
sonelle Obergrenze wird auf unverändert 650 Soldaten 
festgelegt. SEA GUARDIAN ermöglicht Schiffe, die im 
Verdacht stehen, eine Verbindung zu terroristischen 
Organisationen zu haben, zu kontrollieren und zu 
durchsuchen. Zudem wirkt die Operation durch die 
Präsenz der Einsatzkräfte als präventiver Ordnungsfak-
tor. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-

scher Streitkräfte an der Mission der Vereinten Nati-

onen in der Republik Südsudan (UNMISS).  Dieses 
Mandat umfasst den Schutz von Zivilpersonen, die 
Schaffung förderlicher Bedingungen für die Bereitstel-
lung humanitärer Hilfe, Beobachtungs- und Untersu-
chungstätigkeit auf dem Gebiet der Menschenrechte 
sowie die Unterstützung der Durchführung des Frie-
densabkommens und des Friedensprozesses. Die er-
folgreiche Umsetzung dieses Schutzmandats durch 
UNMISS bleibt für die Stabilisierung Südsudans und 
seine leidgeprüfte Zivilbevölkerung unverzichtbar. Der 
deutsche militärische Beitrag für UNMISS soll weiter-
hin darin bestehen, sich mit Einzelpersonal in den Füh-
rungsstäben der Mission sowie mit Beratungs-, 
Verbindungs- bzw. Beobachtungsoffizieren zu beteili-
gen. 



In der letzten Woche waren 
wieder zwei Besuchergruppen zu 
Gast. Rund 70 Gäste der Berufsbil-
denden Schule I aus Uelzen, dar-
unter auch einige französische 
Austauschschüler, konnten bei 
ihrem Besuch im Bundestag mit 
mir im Fraktionssaal meiner Frak-
tion diskutieren. Es zeite sich, dass 
die internationale Sicherheit den 

jungen Menschen sehr wichtig ist. Außer-
dem konnten sie an einer Debatte im Ple-
narsaal teilnehmen.

Aus meinem Heimatort konnte ich eine 
Abordnung des Sparclubs "Bierfreunde" 
begrüßen, denen ich meine Arbeit in Ber-
lin im Bundestag näher bringen durfte.

 Vielen Dank für die Besuche!

Besuchergruppen in Berlin empfangen 

Als direkt gewählter Bundestagsabgeordneter der 
CDU für den Wahlkreis Celle-Uelzen freue ich mich, 
dass jetzt die Frequenzversteigerung für den künftigen 
Standard 5G beginnen kann. Damit wird die Grundlage 
für ein künftiges, ultraschnelles, mobiles Netz gelegt. 
Nur so werde autonomes Fahren oder Fern-OPs 
ermöglicht. Der ländliche Raum profitiert von der 
Versteigerung bereits kurzfristig in besonderem Maße, 
denn sie ist mit einer wesentlichen Bedingung 
verknüpft: Die erfolgreichen Bieter müssen bis Ende 
2022 zugleich mindestens 98 Prozent aller Haushalte je 
Bundesland mit mindestens 100 MB/sec nach 4G-
Standard versorgen. Das gilt auch für die wichtigsten 
Bundesstraßen und die wichtigsten Schienenwege 
sowie alle Autobahnen. Hiervon profitieren wir 
unmittelbar. Gespräche sind spätestens Ende 2022 von 
überall durchgehend möglich und insbesondere auch 
die Notrufe. Das bringt uns bei der Netzanbindung im 
Landkreis einen erheblichen Schub.

Es geht bei der aktuellen Versteigerung der 5G-
Frequenzen am Standort der Bundesnetzagentur in 
Mainz um die besonders kurzwelligen Frequenzen in 
den Bereichen 2 GHz und 3,4 GHz bis 3,7 GHz. Sie sind 
wegen ihrer kurzen Reichweite besonders für 
Ballungsräume geeignet. Mit der Anwendung können 
Daten mit einer Geschwindigkeit von bis zu 20 Gigabit 
pro Sekunde übertragen werden, was 100-mal schneller 
ist, als eine gute 4G-Verbindung. Zu der Auktion 
wurden die Unternehmen Drillisch Netz AG (United 
Internet), Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, 

Telekom Deutschland GmbH und die Vodafone GmbH 
zugelassen.

Im Bereich 3.700 MHz – 3.800 MHz zur lokalen und 
regionalen Nutzung ist dagegen ein Antragsverfahren 
beabsichtigt, ebenso wie für den Frequenzbereich bei 
26 GHz. So können auch regionale Netzbetreiber, 
kleine und mittlere Unternehmen oder Start-Ups, mit 
einem erst künftig auftretenden Frequenzbedarf, sowie 
Gemeinden und Vertreter der Land- und 
Forstwirtschaft das Potenzial der kommenden 
Mobilfunkgeneration 5G für Anwendungen in der 
Wirtschaft und Industrie nutzen und auch die 
Mobilfunkversorgung im ländlichen Raum verbessern.
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5G-Frequenzversteigerung ist der Startschuss 

für besseres Mobilnetz in Deutschland

5G wird auch die Mobilfunkversorgung im ländlichen 
Raum verbessern.                 Foto CDU Deutschlands / Markus Schwarze 
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Untersuchungsausschuss zu Beraterverträgen
 Erste Zeugen wurden vom Ausschuss vernommen

Gestern führte der „Untersuchungsausschuss Bera-
ter“ die ersten Zeugenbefragungen durch. Ziel ist die 
Prüfung von externen Beratungsleistungen und deren 
Vergabe im Bundesverteidigungsministerium. Als Ob-
mann der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
für den Verteidigungsausschuss als 1. Untersuchungs-
ausschuss gehöre ich diesem Ausschuss an und leite 
dort die Gruppe der Mitglieder der CDU/CSU-
Bundestagsabgeordneten.

Die inhaltliche Arbeit des Untersuchungsausschus-
ses hat begonnen. In die Zeugenbefragungen sind wir 
ein mit einem Sachverständigenvortrag von General-
leutnant Ludwig Leinhos eingestiegen. Er führte in die 
Rahmenbedingungen der externen Beratungsleistun-
gen ein. Außerdem hörten wir Zeugen des Bundesrech-
nungshofes.

Es ist gut, dass wir die Unregelmäßigkeiten bei der 

Vergabe von externen Beratungsleistungen untersu-
chen. Insbesondere dann, wenn es uns unter dem Strich 
hilft, die Beschaffung der Bundeswehr effizienter zu 
gestalten. 

Als Obmann der Union in diesem Untersuchungs-
ausschuss setzte ich mich für Transparenz und eine sa-
chorientiere Arbeit ein. Die Thematik ist zu wichtig, um 
sie zum Spielball der parteipolitischen Auseinanderset-
zung werden zu lassen.

Es steht außer Frage, dass die Bundeswehr bei Be-
schaffungen momentan auch externe Beratung 
braucht. Unser oberstes Ziel ist eine schnelle und hoch-
wertige Ausstattung der Bundeswehr. Wir müssen aber 
aufpassen, dass externe Beratungen den Charakter ei-
ner vorübergehenden Leistung nicht verlieren. Hier gilt 
der Grundsatz: Soviel externe Unterstützung wie nötig, 
aber so wenig wie möglich.

Pressestatement vor dem Untersuchungsausschuss.                         Foto: Wilks
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Von Henning Otte, MdB
Sicherheitspolitisch stehen wir seit Jahren im strö-

menden Regen. In unserer direkten Nachbarschaft 
zieht sich ein Krisenbogen von Nordafrika über Syrien 
bis hinauf nach Russland, das nach alter Größe strebt, 
massiv aufrüstet, fremde Staatsgebiete besetzt und 
sich in militärischen Drohgebärden übt. Im pazifischen 
Raum bringt sich ein zunehmend offensiv agierendes 
China in Stellung, um eine geopolitische Vormachtstel-
lung zu übernehmen. Abgesehen von als singulär wahr-
genommen Ereignissen wie der Flüchtlingskrise 
bemerken die Bürger unsers Landes und große Teile der 
Politik aber nichts von dem Unwetter. Der Grund dafür 
ist, dass wir mit der NATO inklusive den USA einen 
starken Regenschirm über uns haben, der uns bislang 
zuverlässig vor den Auswirkungen des Unwetters 
schützte. Übersetzt in die Sprache des Militärs sind das 
leistungsfähige konventionelle Streitkräfte, aber auch 
eine nukleare Abschreckung.

Für kaum ein Land ist dieser Schutzschirm so wich-
tig wie für uns. Der Wohlstand der Exportnation 
Deutschland und unsere Freiheit hängen ab von freien 
Handelswegen, internationaler Stabilität und einer re-
gelbasierten Ordnung. Wir müssen alles daransetzen, 
diesen Schirm zu erhalten und ihn mit eigenen sub-
stanziellen Beiträgen zu stärken. Leider wird unser 
Schirm aktuell zunehmend löchrig und die USA drohen 
zuletzt in regelmäßigen Abständen, ihn für den europä-
ischen Kontinent ganz wegzuziehen. 

Sollten die heute im Kabinett verabschiedeten Eck-
punkte für die Verteidigungsausgaben in den kommen-
den Monaten nicht erheblich nach oben korrigiert 
werden, so werden wir sicherheitspolitisch bald nass 
sein - bis auf die Unterhose - mit allen dazu gehörigen 
Auswirkungen für unser gesellschaftliches Zusammen-
leben. Die aktuellen Planungen für den Verteidigungs-
haushalt reichen nicht aus, um Deutschlands Sicherheit 
zu gewährleisten. Die sicherheitspolitische Lage und 
der Zustand der Bundeswehr verlangen weiterhin nach 
starken Investitionen in die Streitkräfte. Der Anstieg 
für 2020 von aktuell 43,2 Milliarden auf 45,1 Milliarden 
ist jedoch lediglich moderat. In den Folgejahren bis 
2023 fällt die Planungskurve wieder ab. Das wird den 
vor uns liegenden Herausforderungen in keiner Weise 
gerecht. Dessen ist sich auch die SPD bewusst. Der Fi-
nanzminister muss sich zugunsten der Verteidigung be-
wegen. So haben wir es auch im Koalitionsvertrag 
vereinbart. Alles andere gefährdet die Sicherheit unse-
res Landes.

Die Bundeswehr muss dringend modernisiert wer-
den. Zentrale Beschaffungsprojekte wie der schwere 
Transporthubschrauber, das taktische Luftverteidi-
gungssystem oder die deutsch-norwegische U-Boot 
Kooperation sind nur einige der Vorhaben, die mit den 

aktuellen Planungen nicht zu finanzieren sind. Gleiches 
gilt für die Zukunftsprojekte Future Combat Air System 
und das Main Ground Combat System, die wir gemein-
sam mit Frankreich entwickeln und europäisch gestal-
ten wollen. Davon abgesehen wäre es unseren 
Soldatinnen und Soldaten, die Tag für Tag einen hervor-
ragenden und fordernden Dienst für unsere Sicherheit 
leisten, kaum zu erklären, wie sie diesen Auftrag mit 
der auf Kante genähten Materiallage weiter erfüllen 
sollen. Auch unser Ziel, geeignete junge Menschen für 
die Bundeswehr zu begeistern, wird sich so kaum erfül-
len lassen. Denn nur wer modern ist, ist auch attraktiv. 

Auch international würde Deutschland erheblich an 
Einfluss einbüßen. Bei der NATO haben wir verbindlich 
angemeldet, bis 2024 1,5% vom Bruttoinlandsprodukt 
für Verteidigung auszugeben. Damit bleiben wir bereits 
hinter unserer Zusage zurück, konkret auf das 2% Ziel 
hinzuarbeiten. Aber mit der vorliegenden Finanzpla-
nung steigen wir 2020 von aktuell 1,35% lediglich auf 
1,37%. Danach sinken unsere Planungen bis 2023 bis 
auf 1,25% ab. Für die stärkste Wirtschaftsmacht Euro-
pas wäre das ein Armutszeugnis und würde auch der 
Verantwortung nicht gerecht, die wir innerhalb unserer 
Wertegemeinschaft tragen. Gerade kleinere Nationen 
verlassen sich auf Deutschland als Anlehnungspartner, 
mit dem sie militärisch kooperieren können. Das gilt 
sowohl in der NATO als auch in der EU. Wir haben mit 
der ständigen strukturierten Zusammenarbeit („PES-
CO“) ambitionierte Projekte angestoßen, um den euro-
päischen Pfeiler innerhalb der NATO zu stärken und 
gleichzeitig auf eine stärkere strategische Autonomie 
Europas hinzuarbeiten. In diesem Sinne zeigt die For-
derung der CDU-Parteivorsitzenden Annegret Kramp-
Karrenbauer nach einem europäischen Flugzeugträger 
in die richtige Richtung. Europa braucht strategische 
Fähigkeiten und Deutschland muss hier mit einem gu-
ten Beispiel voran gehen.  

Mit der jetzt angedeuteten Rolle rückwärts setzt 
Deutschland seine Glaubwürdigkeit bei seinen Part-
nern aufs Spiel. Das wird sich im schlechtesten Falle 
auch außen- und wirtschaftspolitisch niederschlagen, 
denn in den internationalen Beziehungen ist die Be-
reitschaft, Fähigkeiten auch militärisch einzubringen, 
die harte Münze, die bestimmt, ob man mit am Tisch 
der Entscheider sitzt. 

Die Menschen unseres Landes haben einen An-
spruch auf eine glaubwürdige Sicherheitspolitik, die sie 
schützt. Wir müssen den Bürgern und den Soldaten das 
Vertrauen in die Leistungsfähigkeit ihrer Bundeswehr 
zurückgeben. Hierfür müssen wir bereit sein, deutlich 
mehr Geld in Hand zu nehmen.

Wir können es uns nicht leisten erst aufzuwachen, 
wenn wir den Regen im Gesicht spüren.

(Veröffentlicht am 20. März. www.focus.de)

Gastbeitrag bei Focus-online: 

Deutschland nicht im Regen stehen lassen 








